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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Außenwirtschaftsgesetzes 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Wirtschaft) 


A. Problem 

Die internationale Währungssituation macht es erforderlich, 
ein zusätzliches Instrument zur Abwehr schädigender auslän- 
discher Geld- und Kapitalzuflüsse in das Bundesgebiet zu 
schaffen. Ein solches Instrument entspricht den Vorstellungen 
der Europäischen Gemeinschaften. Der Ministerrat hat mehr- 
fach darauf gedrängt, daß die Mitgliedstaaten geeignete Maß- 
nahmen ergreifen, um destabilisierende Kapitalzuflüsse zu ent- 
mutigen. 


B. Lösung 

Die aus dem Ausland kommende Liquiditätsvermehrung soll in 
der Weise eingedämmt werden, daß Gebietsansässige, insbe- 
sondere Nicht-Banken, einen bestimmten Vomhundertsatz des 
Betrages der Verbindlichkeiten aus den von ihnen bei Ge- 
bietsfremden aufgenommenen Darlehen oder sonstigen Kredi- 
ten während eines bestimmten Zeitraums zinslos auf einem 
Konto bei der Deutschen Bundesbank zu halten haben. 


C. Alternativen 

Unmittelbare Beschränkungen des Geld- und Kreditverkehrs 
nach § 23 AWG, die der Ausschuß wegen ihres dirigistischen 
Charakters abgelehnt hat. 


D. Kosten 

Die Ausführung des Gesetzes und der entsprechenden Rechts- 
verordnungen wird geringe, im einzelnen nicht kalkulierbare 
zusätzliche Sach- und Personalkosten bei der Deutschen Bun- 
desbank und der Bundesfinanzverwaltung mit sich bringen. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft 
(8. Ausschuß) 

über den von den Fraktionen der SPD, FDP eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Außenwirtschafts- 
gesetzes 

— Drucksache VI/2730 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Sprung 


I. Behandlung der Vorlage 

Der Gesetzentwurf — Drucksache VI/2730 — 
wurde vom Bundestag in der 145. Sitzung am 21. Ok- 
tober 1971 in erster Lesung beraten und an den 
Ausschuß für Wirtschaft sowie an den Haushalts- 
ausschuß gemäß .§ 96 der Geschäftsordnung über- 
wiesen. Der Ausschuß für Verkehr und für das Post- 
und Fernmeldewesen hat in seiner Sitzung am 
3. November 1971 zu dem Gesetzentwurf gutacht- 
lich Stellung genommen und dazu Vertreter der 
Deutschen Lufthansa AG sowie des Verbandes Deut- 
scher Reeder gehört. Dieser Ausschuß empfiehlt, die 
Luftfahrt und die Seeschiffahrt insoweit von der 
Bardepotpflicht auszunehmen, als die Kreditauf- 
nahme dieser Verkehrsträger im Ausland für die 
wirtschaftspolitischen Ziele des Gesetzentwurfs un- 
schädlich ist. Der Ausschuß für Wirtschaft hat bei 
seinen Beratungen festgestellt, daß die Bundes- 
regierung beabsichtigt, beim Erlaß der Rechtsver- 
ordnung dieser Anregung des Ausschusses für Ver- 
kehr und für das Post- und Fernmeldewesen weit- 
gehend Rechnung zu tragen. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat den Gesetzent- 
wurf in seinen Sitzungen am 11. November 1971, 
2. und 8. Dezember 1971 beraten. Vor Eintritt in die 
Einzelberatungen hat der Ausschuß am 1. Dezem- 


ber 1971 sachverständig folgende Vertreter der 
Wirtschaft gehört: 

Bundesverband der Deutschen Industrie 
Deutscher Industrie- und Handelstag 

Bundesverband des Deutschen Groß- und Außen- 
handels 

Bundesverband deutscher Banken. 

Außerdem waren sowohl an den Beratungen des 
Ausschusses als auch an der Sachverständigen- 
anhörung Vertreter der Deutschen Bundesbank be- 
teiligt. 

II. Allgemeine Feststellungen 

Die Antragsteller wollen mit Einführung einer 
Bardepotpflicht der Bundesregierung ein neues 
Instrument zur Sicherung ihrer Stabilitätspolitik an 
die Hand geben. Dieses Instrument soll, da es an 
grenzüberschreitende Kapitalbewegungen anknüpft, 
im Außenwirtschaftsgesetz verankert werden. Die 
Bundesregierung soll hiernach ermächtigt werden, 
unter den allgemeinen Voraussetzungen des Außen- 
wirtschaftsgesetzes für den Fall, daß 
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- — durch Geld- und Kapitalzuflüsse aus fremden 
Wirtschaftsgebieten die Wirksamkeit der Wäh- 
rungs- und Konjunkturpolitik beeinträchtigt und 

— dadurch das gesamtwirtschaftliche Gleichgewicht 
gefährdet 

wird, durch Rechtsverordnung eine Bardepotpflicht 
einzuführen. Gebietsansässige würden dann gehalten 
sein, einen bestimmten Prozentsatz, der 50°/o nicht 
überschreiten darf, ihrer Verbindlichkeiten aus den 
bei den Gebietsfremden aufgenommenen Darlehen 
oder sonstige Kredite zinslos auf einem Konto bei 
der Bundesbank zu halten. Als Kredite gelten dabei 
alle Rechtsgeschäfte und Handlungen, die wirt- 
schaftlich eine Kreditaufnahme darstellen. Nur Ver- 
bindlichkeiten, für die Mindestreserven bei der 
Bundesbank unterhalten werden müssen, sind bar- 
depotfrei. Die verschiedenen nationalen Niederlas- 
sungen multinationaler Konzerne werden im Ver- 
hältnis zu den verbundenen Unternehmungen und 
Niederlassungen im Ausland als rechtlich selbstän- 
dig behandelt. Auf diese Weise wird bei der Ein- 
führung der Depotpflicht sichergestellt, daß sie aus 
ihrem internationalen Verbund keinen Vorteil ge- 
genüber gleichartigen inländischen Niederlassungen 
genießen. 

Die Bundesregierung wird verpflichtet, durch 
Rechtsverordnung festzulegen, welche Arten von 
Verbindlichkeiten, die in unmittelbarem Zusammen- 
hang mit der handelsüblichen Abwicklung von Wa- 
ren- und Dienstleistungsgeschäften zwischen Ge- 
bietsansässigen und Gebietsfremden stehen, von der 
Bardepötpflicht auszunehmen sind. Darüber hinaus 
kann die Bundesregierung auch andere Verbindlich- 
keiten von der Depotpflicht befreien, soweit hier- 
durch eine Gefährdung der nach dem Gesetz zu wah- 
renden Belange nicht zu erwarten ist. Die Bundes- 
regierung kann die Festsetzung des Bardepotsatzes 

— nicht dagegen die Festlegung der Bardepotpflicht 

— auf die Bundesbank mit der Maßgabe übertra- 
gen, daß deren Entscheidung die Zustimmung des 
Bundesministers für Wirtschaft und Finanzen benö- 
tigt. 

Mit dieser Gesetzesvorlage füllen die Antragstel- 
ler einmal den Beschluß des Bundeskabinetts vom 
21. Juli 1971 aus, nach dem Geld- und Kapitalzu- 
flüsse im Zusammenhang mit der Aufnahme und 
Prolongation von Krediten im Ausland durch Nicht- 
banken bardepotpflichtig werden sollten. Zum ande- 
ren wird der Zusage der Bundesregierung im Mini- 
sterrat der EG, einen eigenen Beitrag zu einer ge- 
meinschaftlichen Politik zur Einführung einer Depot- 
pflicht für Kreditaufnahmen im Ausland zu leisten, 
entsprochen. Der Ausschuß ist bei seinen Über- 
legungen davon ausgegangen, daß bei voller Kon- 
vertibilität eine Währungs- und Konjunkturpolitik 
nicht erfolgreich sein kann, wenn es nicht gleichzei- 
tig gelingt, die grenzüberschreitenden Geld- und 
Kapitalströme nicht oder nicht ausreichend in den 
Griff zu bekommen. Daß die von inländischen Wirt- 
schaftsunternehmen gegenüber dem Ausland einge- 
gangenen Verbindlichkeiten seit Dezember 1970 
laufend steigen, weisen die nachstehenden Zahlen 
aus: 


Nach J 62 der Außenwirtschaftsverordnung 
gemeldete Verbindlichkeiten inländischer 
Wirtschaftsunternehmen gegenüber dem Ausland 

(ohne Zielgewährungen und Vorauszahlungen 
im Waren- und Dienstleistungsverkehr) 

in Mrd. DM 


Stand Ende 

ins- 

gesamt 

kurz- 
fristig 
(mit Lauf- 
zeiten bis 

1 Jahr) 

länger- 
fristig J ) 

(mit Lauf- 
zeiten von 
mehr als 

1 Jahr) 

Dezember 1970 

20,1 

12,6 

7,5 

März 1971 

24,0 

15,5 

8,5 

April 1971 ! 

26,3 

17,6 

8,7 

Mai 1971 

28,4 

19,7 

8,7 

Juni 2 ) 1971 

33,3 

20,9 

12,4 

Juli 1971 

34,5 

20,8 

13,7 

August 1971 

33,5 

19,2 

14,3 

September 1971 

31,7 

17,2 

14,5 


Die zunehmende Verlagerung der Kreditauf- 
nahme auf Kreditgeber außerhalb des Bankappara- 
tes entzieht ein beachtliches Volumen einfließender 
Liquidität der Steuerung durch die Bundesbank. Hin- 
zukommt, daß die konjunkturpolitisch gebotene 
restriktive Bundesbankpolitik im Laufe des Jahres 
1970 und im ersten Halbjahr 1971 noch einen Anreiz 
für den Zustrom von Auslandsgeld geschaffen hat. 
Diese Gelder haben dann die Währungs- und Kon- 
junkturpolitik der Bundesregierung und der Bundes- 
bank zum Nachteil der Gesamtwirtschaft unterlau- 
fen. 

Diese Entwicklung zwingt zu Maßnahmen. Im 
Stabilitätsgesetz zählt die Sicherung des außen- 
wirtschaftlichen Gleichgewichts zu den allgemeinen 
wirtschaftspolitischen Zielen. In § 4 des Gesetzes 
wird die Bundesregierung gesondert aufgefordert, 
bei Störungen des gesamtwirtschaftlichen Gleichge- 
wichts alle ihr zur Verfügung stehenden Möglichkei- 
ten auszuschöpfen. Der Gesetzgeber war sich seiner- 
zeit bewußt, daß u. U. hier die gegebeneh Mittel der 
Währungspolitik sowie des Außenwirtschaftsgeset- 
zes allein nicht ausreichen würden. Vielmehr sollte 
der § 4 u. a. auch so verstanden werden, zusätzlich 
adäquate Mittel zur Wahrung des außenwirtschaft- 
lichen Gleichgewichts zu entwickeln, um die aus 
dem Ausland außerhalb des Bankenapparates ein- 
strömenden Gelder und Kapitalien einer mindestens 
gleich effektiven Steuerung zu unterwerfen, wie die 
durch den Bankenapparat laufenden Gelder und 
Kapitalien. 


') Von den längerfristigen Verbindlichkeiten entfielen 
knapp 20 °/o auf Fristigkeiten bis zu 4 Jahren, mehr als 
80 o/o auf Fristigkeiten von über 4 Jahren. 

2 ) Diese Zahlen für Juni 1971 und die folgenden Monate 
beruhen auf einem geänderten die längerfristigen 
Kredite vollständiger erfassenden Meldeverfahren. 
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Die Einführung der Bardepotpflicht erscheint 
dem Ausschuß auch unter der Zielsetzung des Stabi- 
litäts- und Wachstumsgesetzes eine Regelung zu 
sein, um dem aus dem Ausland kommenden Geld- 
und Kapitalzustrom für den Fall, daß dieser die 
Wirksamkeit der Währungs- und Konjunkturpolitik 
gefährdet, einzudämmen. 

Dennoch hat der Ausschuß, ehe er zu diesem Er- 
gebnis kam, sehr eingehend die Frage geprüft, ob es 
wirksamer — und auch unter dem Gesichtspunkt des 
Verwaltungsaufwandes zweckmäßiger — sei, mit 
den schon vorhandenen Ermächtigungen des Außen- 
wirtschaftsgesetzes, hier insbesondere mit der spe- 
zifischen Beschränkungsmöglichkeit nach § 23 Abs. 1 
Nr. 6 AWG, die unerwünschte Kapitaleinfuhr unter 
Kontrolle zu bekommen. Der Ausschuß war jedoch 

— ebenso wie die Sachverständigen — davon über- 
zeugt, daß eine Steuerung der Geld- und Kapital- 
zuflüsse aus dem Ausland über das Bardepot, d. h. 
über den Preis (faktische Kreditkostenerhöhung), 
die freie Unternehmensentscheidung nicht antastet, 
während selektive Genehmigungsverfahren nach 
Art des § 23 AWG auf die Dauer die marktwirt- 
schaftliche Ordnung in Frage stellen könnten. Das 
neue Verfahren ist zudem schneller und flexibler 
zu handhaben als jedes Genehmigungsverfahren. 

Der Ausschuß war sich bewußt, daß die Bardepot- 
lösung nicht alle Fälle übermäßiger Liquiditätszu- 
flüsse abwehren kann, über den Bardepotsatz 
läßt sich wirkungsvoll in erster Linie der zinsindu- 
zierte Kapitalimport beeinflussen. Auch spekula- 
tionsbedingte Zuflüsse können mittelbar bis zu 
einem gewissen Grade eingedämmt werden. In 
Situationen eines fundamentalen Ungleichgewichts 

— also in einer aufwertungsträchtigen Lage — , in 
der die marktwirtschaftlichen Korrektive in der 
Regel ihre Funktionsfähigkeit einbüßen, ist auch das 
Bardepot kein geeignetes Instrument. In diesen Fäl- 
len kann endgültig Abhilfe nur durch Änderung der 
Währungsparitäten geschaffen werden. 


III. Zum Inhalt des Gesetzes 

1. Da es sich bei der Depotpflicht um eine Maß- 
nahme handelt, die in ihrer Funktion der Min- 
destreservepflicht der Kreditinstitute nahe- 
kommt, erörterte der Ausschuß die Möglichkeit, 
die Depotpflicht im Gesetz über die Deutsche 
Bundesbank zu verankern. Der Ausschuß hat 
jedoch einer Ergänzung des Außenwirtschafts- 
gesetzes den Vorzug gegeben, weil das Bundes- 
bankgesetz sich grundsätzlich auf die Regelung 
des Bankensektors beschränkt, während die De- 
potpflicht sämtliche Wirtschaftsunternehmen und 
Privatpersonen erfaßt. Die Depotpflicht unter- 
scheidet sich auch in ihren materiellen Voraus- 
setzungen von der Mindestreservepflicht der 
Kreditinstitute. Sie setzt eine Beeinträchtigung 
der Währungs- und Konjunkturpolitik und eine 
hierdurch bedingte Gefährdung des gesamtwirt- 
schaftlichen Gleichgewichts voraus. Entsprechend 
diesen besonderen Voraussetzungen kann sie 
nur für Zeiten wirtschaftspolitischer Spannungen 


zum Einsatz kommen; sie ist also nicht als Dauer- 
erscheinung konzipiert. Gerade darin unterschei- 
det sie sich von der Mindestreservepflicht, die 
als Instrument zur (Fein-)Regulierung der inlän- 
dischen Liquidität des Bankenapparates durch- 
gehend angewandt wird. 

2. Die Frage, ob die Depotpflicht rückwirkend an- 
gewendet werden soll, hat den Ausschuß sehr 
beschäftigt. Die von den Antragstellern vorge- 
schlagene Lösung sieht vor, daß alle Verbindlich- 
keiten von der Depotpflicht erfaßt werden, die 
vor Verkündung der die Depotpflicht anordnen- 
den Rechtsverordnung entstanden sind, sofern 
sie nicht auf einem vor dem 21. Juli 1971 einge- 
gangenen Rechtsgeschäft beruhen. An diesem 
Tag ist ein die Depotpflicht ankündigender Kabi- 
nettsbeschluß ergangen. Depotpflichtig werden 
jedoch Verbindlichkeiten in jedem Falle erst 
vom Inkrafttreten der Depot-Verordnung an. 

Depotpflichtig wären danach alle Verbindlichkei- 
ten, die 

a) auf einem vor dem 21. Juli 1971 eingegange- 
nen Rechtsgeschäft beruhen, aber erst nach 
Erlaß der Rechtsverordnung nach § 6 a ent- 
standen sind, 

b) auf einem nach dem 21. Juli 1971 eingegange- 
nen Rechtsgeschäft beruhen. 

Für mindestreservepflichtige Kreditinstitute 
sollte nach Ansicht des Ausschusses als Rückwir- 
kungsdatum anstelle des 21. Juli 1971 der 
21. Oktober 1971, der Tag der Verteilung der 
Drucksache VI/2730, genommen werden, weil sich 
diese Kreditinstitute darauf berufen könnten, 
daß sie nach dem Wortlaut des Kabinettsbe- 
schlusses vom 21. Juli 1971 nicht damit zu rech- 
nen brauchten, depotpflichtig zu werden. 

Nach dem Gesetzentwurf werden jetzt auch Kre- 
ditinstitute, die der Mindestreservepflicht unter- 
liegen, insoweit depotpflichtig, als die Mindest- 
reservepflicht für bestimmte Verbindlichkeiten, 
insbesondere für langfristige Verbindlichkeiten 
mit einer Laufzeit von über vier Jahren, nicht 
gilt. Diese Erweiterung der Depotpflicht erschien 
angesichts der Zunahme langfristiger Kreditauf- 
nahmen im Ausland und der Manipulierbarkeit 
der Kreditlaufzeiten erforderlich, um die Wirk- 
samkeit der Depotregelung sicherzustellen. 

Die vorgesehene Rückwirkung der Depotpflicht 
erscheint notwendig, weil sonst der Zeitraum 
vom Inkrafttreten bis zur vollen Wirksamkeit 
der Depotregelung zu stark ausgedehnt würde. 
Die Wirkung der Depotregelung würde damit 
jeweils in die Zukunft verlegt; das Bardepot muß 
jedoch seiner Zweckbestimung nach (Gefährdung 
des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts) sehr 
rasch auf den Geld- und Kapitalverkehr einwir- 
ken können. 

Die Verfassungsmäßigkeit der vorgesehenen 
Rückwirkung ist vom Bundesminister der Justiz 
eingehend untersucht und in einem Schreiben 
vom 29. November 1971 an den Vorsitzenden 
des Wirtschaftsausschusses bejaht worden. Das 
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Bundesministerium der Justiz kommt zu dem 
Ergebnis, daß es sich im vorliegenden Fall um 
eine sog. unechte Rückwirkung handelt, die auf 
gegenwärtige, noch nicht abgeschlossene Sach- 
verhalte und Rechtsbeziehungen für die Zukunft 
einwirkt. Bei gesetzlichen Regelungen mit unech- 
ter Rückwirkung ist das Vertrauen des einzelnen 
auf den Fortbestand einer gegebenen Rechtslage 
mit der Bedeutung des gesetzgeberischen Anlie- 
gens für das Wohl der Allgemeinheit abzuwä- 
gen. In diesem Zusammenhang ist zu berücksich- 
tigen, daß die wirtschaftliche Wirkung der De- 
potpflicht stärker sein wird, wenn auch bereits 
entstandene Verbindlichkeiten einbezogen wer- 
den. Schutzwürdig erscheinen aber solche Kredit- 
nehmer, die das Rechtsgeschäft, auf dem die Ver- 
bindlichkeit beruht, zu einem Zeitpunkt abge- 
schlossen haben, in dem die Absichten der Bun- 
desregierung zur Einschränkung des grenzüber- 
schreitenden Geld- und Kapitalverkehrs noch 
nicht allgemein bekannt waren. Nach dem 
21. Juli 1971 mußten die von dem Gesetz Betrof- 
fenen mit einer solchen Einschränkung rechnen. 

Der mit dem Kabinettsbeschluß vom 21. Juli 1971 
erzielte Ankündigungseffekt konnte seine recht- 
liche Bedeutung nach Auffassung des Bundes- 
justizministeriums auch dadurch nicht verlieren, 
daß der Gesetzentwurf nicht, wie ursprünglich 
beabsichtigt, von der Bundesregierung, sondern 
von den Koalitionsfraktionen eingebracht wor- 
den ist. Für die Beurteilung des Vertrauensschut- 
zes der Betroffenen kann es nach Auffassung die- 
ses Ministeriums keine Rolle spielen, wer der 
Initiator des Gesetzentwurfs ist. Entscheidend sei 
allein, daß mit einer gesetzlichen Regelung ge- 
rechnet werden mußte. 

Bedenken gegen die Rückwirkung, die sich dar- 
aus ergeben könnten, daß zwischen dem Ankün- 
digungsbeschluß der Bundesregierung und der 
Einbringung des Gesetzentwurfs in den Bundes- 
tag ein Zeitraum von drei Monaten lag, hat der 
Ausschuß nicht weiter verfolgt. Dem Ausschuß 
erschien ein solcher Zeitraum für die Erarbeitung 
eines Gesetzentwurfs, der sich mit schwierigen 
währungs- und konjunkturpolitischen Problemen 
auseinanderzusetzen hat, durchaus angemessen. 

Trotz der eingehenden Stellungnahme des Bun- 
desjustizministeriums konnten bei einigen Mit- 
gliedern des Ausschusses rechtliche Zweifel so- 
wie deren Bedenken gegen die sachliche Not- 
wendigkeit der Rückwirkung nicht ausgeräumt 
werden. 

3. Der Ausschuß befaßte sich mit der Frage, ob 
die in § 6 a Abs. 3 vorgesehenen Ausnahme- 
möglichkeiten im Gesetz selbst geregelt werden 
sollten. Insbesondere wurde diese Frage für die 
Verbindlichkeiten aufgeworfen, die in unmittel- 
barem Zusammenhang mit der handelsüblichen 
Abwicklung von Waren- und Dienstleistungs- 
geschäften zwischen Gebietsansässigen und Ge- 
bietsfremden stehen. Der Ausschuß sah schließ- 
lich von einer solchen Lösung ab, weil sich der 
Umfang der Ausnahmen nach der jeweiligen 
währungs- und konjunkturpolitischen Situation 


richten muß, wenn die notwendige handelspoli- 
tische Flexibilität bei der Anwendung des Bar- 
depots gewährleistet sein soll. Werden die Aus- 
nahmen, wie im Gesetzentwurf vorgesehen, in 
der Rechtsverordnung konkretisiert, so können 
sie der jeweiligen wirtschaftspolitischen Lage 
rasch angepaßt werden. Im übrigen ist § 6 a 
Abs. 3 Satz 1 AWG so gefaßt, daß ein bestimmter 
Kern von Ausnahmen im Außenhandelsverkehr 
in jedem Fall erhalten bleiben muß. Die Vor- 
schrift stellt insoweit einen gesetzlichen Befehl 
von den Verordnungsgebern dar. 

4. Im Verlauf der Beratungen im Wirtschaftsaus- 
schuß ist der Gedanke aufgetaucht, ob das Ge- 
setz nicht Regelungen über die Dauer der Rechts- 
verordnung, mit der die Depotpflicht angeordnet 
würde, enthalten sollte. Im Hinblick auf die Vor- 
schriften in § 2 Abs, 2 und 3 AWG ist jedoch 
von einer solchen gesetzlichen Regelung Abstand 
genommen worden. Nach § 2 Abs. 2 Satz 1 AWG 
sind Beschränkungen nach Art und Umfang auf 
das Maß zu begrenzen, das notwendig ist, um 
den in der Ermächtigung angegebenen Zweck 
zu erreichen. Nach § 2 Abs. 3 AWG sind Be- 
schränkungen aufzuheben, sobald und soweit 
die Gründe, die ihre Anordnung rechtfertigen, 
nicht mehr vorliegen. Wie alle Ermächtigungs- 
normen des Außenwirtschaftsgesetzes wird auch 
der neue § 6 a unter der Generalnorm des § 2 
AWG stehen. 

5. Der Ausschuß hat sich schließlich die Frage vor- 
gelegt, ob eine Rechtsverordnung, mit der die 
Bardepotpflicht eingeführt oder abgeändert 
würde, mit Zustimmung des Bundestages erlas- 
sen werden sollte. Er hat von einem solchen 
Zustimmungserfordernis deswegen Abstand ge- 
nommen, weil sich im Außenwirtschaftsverkehr 
häufig die Notwendigkeit unverzüglichen Han- 
delns ergibt. Dementsprechend bestimmt das 
Außenwirtschaftsgesetz, daß alle Rechtsverord- 
nungen, die auf Grund des Gesetzes erlassen 
werden, sofort in Kraft treten und dem nach- 
träglichen Aufhebungsverlangen des Bundes- 
tages unterliegen (vgl. § 27 Abs. 2 AWG). Der 
Ausschuß hat sich auch dem Argument nicht ver- 
schlossen, daß die gegenüber der Depotrege- 
lung schärfere Einschränkung des Geld- und 
Kapitalverkehrs, wie sie auf Grund des § 23 
AWG möglich gewesen wäre, auch nicht von 
einer vorherigen Zustimmung des Bundestages 
hätte abhängig gemacht werden können. 

6. Der Ausschuß beschloß, § 6 a Abs. 1 Satz 1 des 
Gesetzentwurfs in zwei Punkten zu ergänzen. 
Die Vorschrift sollte danach wie folgt lauten: 

„Wird die Wirksamkeit der Währungs- und 
Konjunkturpolitik durch Geld- und Käpitalzu- 
flüsse aus fremden Wirtschaftsgebieten derart 
beeinträchtigt, daß das gesamtwirtschaftliche 
Gleichgewicht gefährdet ist, so kann durch 
Rechtsverordnung vorgeschrieben werden, daß 
Gebietsansässige einen bestimmten Vomhun- 
dertsatz der Verbindlichkeiten aus den von 
ihnen unmittelbar oder mittelbar bei Gebiets- 
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fremden aufgenommenen Darlehen oder son- 
stigen Krediten während eines bestimmten 
Zeitraums zinslos auf einem Konto bei der 
Deutschen Bundesbank in Deutscher Mark zu 
halten haben (Depotpf licht)." 

a) Durch die Einfügung der Worte „unmittelbar 
oder mittelbar" soll verhindert werden, daß 
die Depotpflicht u. U. dadurch umgangen 
wird, daß ein Inländer zunächst bei einem 
anderen Inländer Kredit aufnimmt und der 
andere seine Forderungen aus dem Kredit- 
vertrag gegen Barzahlung an einen Auslän- 
der veräußert. Ob der von den Antragstel- 
lern vorgeschlagene Wortlaut des § 6 a Abs. 1 
Satz 1 Vertragsgestaltungen dieser Art erfaßt, 
ist nicht ganz sicher. Der Kreditnehmer 
könnte sich möglicherweise mit Erfolg darauf 
berufen, daß die Kreditaufnahme bei einem 
Inländer nicht unter die Depotpflicht falle, 
der Kreditgeber darauf, daß die Abtretung 
seiner Forderung gegen Barzahlung kein Kre- 
ditgeschäft darstelle. Dieses Ergebnis wird 
durch die vorgeschlagene Ergänzung ausge- 
schlossen. 

b) Die Einfügung der Worte „in Deutscher 
Mark" dient der Verwaltungsvereinfachung 
bei der Deutschen Bundesbank, die die Depot- 
konten zu führen hat. Daß mit dieser Lösung 
den Depotpflichtigen u. U. das Kursrisiko für 
die Depotbeträge auferlegt wird, kann nach 
Auffassung des Ausschusses im Interesse der 
Vereinheitlichung der Kontoführung in Kauf 
genommen werden. 


IV. Zum Inhalt der beabsichtigen Rechtsverordnung 

Der Ausschuß hat sich sehr eingehend einerseits 
mit den Wünschen der Sachverständigen zur Rechts- 
verordnung, zum anderen mit den Überlegungen der 
Bundesregierung, die sie bei der gegenwärtigen 
wirtschaftspolitischen Situation für den Erlaß einer 
Rechtsverordnung zur Einführung der Depotpflicht 
nach § 6 a des Gesetzentwurfs vorgetragen hat, 
beschäftigt. Hiernach hat sich im wesentlichen er- 
geben: 

1. Eine Ausnahmeregelung zugunsten der handels- 
üblichen Abwicklung von Waren- und Dienst- 
leistungsgeschäften zwischen Gebietsansässigen 
und Gebietsfremden ist nach dem Gesetzesbe- 
fehl des § 6 a Abs. 3 Satz 1 vorgeschrieben. Der 
Ausschuß mußte anerkennen, daß mit Rücksicht 
auf die notwendige außenwirtschaftspolitische 
Flexibilität diese Ausnahmen auch nicht beispiel- 
haft im Gesetz aufgezählt werden konnten. Dar- 
über hinaus können nach den Voraussetzungen 
des § 6 a Abs. 3 Satz 2 AWG weitere Verbind- 
lichkeiten, die nicht im unmittelbaren Zusam- 
menhang mit der handelsüblichen Abwicklung 
von Waren- und Dienstleistungsgeschäften ste- 
hen, von der Depotpflicht freigestellt werden. 
Der Ausschuß konnte sich davon überzeugen, 
daß die Bundesregierung im Rahmen des jeweils 


Möglichen bereit sein wird, von dieser Befrei- 
ungsmöglichkeit Gebrauch zu machen. Bei der 
Ausnutzung dieser Ermächtigung ist die Bundes- 
regierung im übrigen auch an die allgemeine 
Verpflichtung nach § 2 Abs. 2 AWG gebunden. 
Sie hat die der Wirtschaft aufzuerlegenden Be- 
schränkungen nach Art und Umfang auf das 
Maß zu begrenzen, das notwendig ist, um den in 
der Ermächtigung angegebenen Zweck zu errei- 
chen. Diese Verpflichtung erschien dem Aus- 
schuß ein hinreichender Schutz gegen eine be- 
fürchtete, zu restriktive Handhabung der Aus- 
nahmeregelung. 

2. Der Ausschuß hat sodann geprüft, ob es genügen 
könne, nur die kurz- und mittelfristigen Kapital- 
transaktionen der Bardepotpflicht zu unterwer- 
fen. Es wurde darauf hingewiesen, daß das inlän- 
dische Geldvolumen vor allem von kurzfristigen 
spekulativen und zinsorientierten Liquiditäts- 
zuflüssen gestört würde. Die Einbeziehung des 
langfristigen Kapitalverkehrs in die Depotpflicht 
käme praktisch einer Einschränkung der Inländer- 
konvertierbarkeit gleich und könne einen Rück- 
schritt in der Kapitalmarktliberalisierung bedeu- 
ten. Beim langfristigen Verkehr handele es sich 
zudem vornehmlich um Austausch von Kapital. 
Eine Erschwerung dieser Transaktionen werde 
sich nachteilig auf die industriellen Investitionen 
auswirken müssen. In diesem Zusammenhang 
wurde darauf hingewiesen, daß langfristige 
Bankverbindlichkeiten, das sind Verbindlichkei- 
ten mit einer Laufzeit von über vier Jahren, auch 
nicht mindestreservepflichtig seien. 

Der Ausschuß hielt diese Einwendungen zwar 
für erheblich, er konnte jedoch nicht ausschlie- 
ßen, daß auf dem Umweg über sog. langfristige 
Verträge die gesamte Zielsetzung des Gesetzes 
in Frage gestellt werden könne. Er vertraut des- 
halb auf die Einsicht des Verordnungsgebers, daß 
dieser bei der Festlegung der Ausnahmen nega- 
tive Auswirkungen auf die notwendige Inve- 
stitionstätigkeit je nach der gegebenen wirt- 
schaftspolitischen Situation tunlichst vermeidet. 
Im übrigen weist der Ausschuß auf das ihm nach 
dem Außenwirtschaftsgesetz zustehende Kas- 
sationsrecht hin. Sollte im konkreten Einzelfall 
die Wirtschaft über Gebühr durch die Bardepot- 
pflicht belastet werden, hat der Bundestag die 
Möglichkeit, die Aufhebung der Verordnung bin- 
nen vier Monaten nach Verkündung zu verlan- 
gen. 

3. Der Ausschuß hat es für angemessen gehalten, 
dann Kurssicherungsgeschäfte mit der Bardepot- 
pflicht zu belegen, wenn die Bundesregierung 
den Exporteuren eine kalkulierbare Wechsel- 
kurssicherung anbieten kann. Der Ausschuß hält 
die von der Bundesregierung geplante Wechsel- 
kursversicherung dann für ausreichend, wenn sie 
sich nahtlos an die Absicherungsmöglichkeiten 
am Devisenterminmarkt anschließt, und wenn 
die beabsichtigten Entgelte für die Wechselkurs- 
sicherung der Wirtschaft zumutbar sind. Der 
Ausschuß hat die Bundesregierung eingehend 
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nach ihrer Absicht und die Bundesbank nach der 
von ihrer Seite möglichen Unterstützung in die- 
sem Bereich befragt. Er hat den Eindruck ge- 
wonnen, daß die Bundesregierung eine Bardepot- 
pflicht nicht ohne die notwendige Synchronisie- 
rung mit einer Wechselkursversicherung anord- 
nen wird. 

4. Es ist nicht daran gedacht, im Inland ausgestellte 
Inhaberschuldverschreibungen sowie Order- 
schuldverschreibungen, die Teile einer Gesamt- 
emission sind, ferner Verbindlichkeiten aus Ein- 
tragungen im Schuldbuch des Bundes oder eines 
Landes der Depotpflicht zu unterwerfen, falls der 
Ersterwerber dieser Wertpapiere ein Ausländer 
ist. Es handelt sich hier um die üblichen Formen 
der verbrieften langfristigen Kapitalaufnahme, 
die durch die Depotpflicht nicht eingeschränkt 
werden soll. Sie vollzieht sich im übrigen in 
aller Regel unabhängig vom internationalen 
Zinsgefälle und von spekulativen Erwägungen. 

5. Zinsarbitragegeschäfte sollen vön der Bardepot- 
pflicht befreit sein. Ein Zinsarbitragegeschäft 
liegt vor, wenn ein inländisches Kreditinstitut 
einen Fremdwährungsbetrag bei einer Bank im 
Ausland aufnimmt und in derselben Währung, 
in der gleichen Höhe und mit gleicher Laufzeit 
sofort und nicht in Verbindung mit einem Bun- 
desbank-Swapgeschäft ungeteilt an eine andere 
Bank im Ausland weiterleitet. Voraussetzung 
ist dabei, daß weder die Banken im Ausland 
untereinander noch eine dieser Banken und das 
inländische Kreditinstitut Teile desselben Insti- 
tuts sind oder in einem Beteiligungs- oder Ab- 
hängigkeitsverhältnis zueinander stehen. Bei 
derartigen Geschäften handelt es sich nicht um 
Kreditaufnahmen im materiellen Sinn. Sie be- 
einträchtigen deshalb nicht den Zweck des Bar- 
depotgesetzes. Im übrigen sind Zinsarbitrage- 
geschäfte auch von der Mindestreservehaltung 
bei der Bundesbank freigestellt. 

6. Der Ausschuß hielt es auch mit Rücksicht auf die 
erforderliche Flexibilität für den konkreten An- 
wendungsfall nicht für angemessen, der Bundes- 
regierung jetzt schon — da der Zeitpunkt der 
Anwendung der Ermächtigung noch nicht fest- 
steht — bestimmte Freigrenzen vorzuschlagen. 


Der Ausschuß hat mit Befriedigung davon Kennt- 
nis genommen, daß sowohl im Interesse der 
Ausfuhr bestimmte Freiquoten als auch im Inter- 
esse der kleinen und mittleren Unternehmen be- 
stimmte Freibeträge erwogen werden. 


V. Sdilußbemerkung 

Der Wirtschaftsausschuß empfiehlt im wesent- 
lichen aus den nachfolgenden Erwägungen, dem Ge- 
setzentwurf in der vom Ausschuß vorgelegten Fas- 
sung zuzustimmen: 

1. Die Einführung der Bardepotpflicht ist ein geeig- 
netes Mittel, die Währungs- und Konjunkturpoli- 
tik bei voller Konvertibilität dann zu ergänzen, 
wenn die grenzüberschreitenden Geld- und Kapi- 
talströme weitgehend außerhalb des Banken- 
systems zufließen und hiervon stabilitätsstörende 
Wirkungen ausgehen. 

2. Die Bardepotpflicht vermeidet unmittelbare Ein- 
griffe in Unternehmensentscheidungen. Sie ver- 
anlaßt nur die Unternehmen zu prüfen, ob in 
ihrem wohlverstandenen Interesse eine Um- 
schichtung von Auslands- auf Inlandskredite 
zweckmäßig ist. In Zukunft werden die Unter- 
nehmen schon bei Verhandlungen über die Auf- 
nahme von Auslandskrediten die Bardepotpflicht 
in ihre Überlegungen einbeziehen müssen. 

3. Die anstehenden internationalen Verhandlungen 
zur Festsetzung neuer Wechselkursparitäten 
werden unterstützt, wenn die Bundesregierung 
ein zusätzliches Instrument zur Beeinflussung 
ausländischer Geld- und Kapitalzuflüsse in der 
Hand hat. 

4. Schließlich — und dieser Überlegung mißt der 
Ausschuß besondere Bedeutung bei — ist diese 
Maßnahme vor allem ein Beitrag zur Förderung 
einer gemeinsamen Politik der Europäischen Ge- 
meinschaft auf dem Wege zu einer Wirtschafts- 
und Währungsunion. 

Namens des Ausschusses für Wirtschaft bitte ich das 
Hohe Haus, dem Gesetzentwurf in der vorgelegten 
Fassung zuzustimmen. 


Bonn, den 8. Dezember 1971 


Dr. Sprung 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Gesetzentwurf — Drucksache VI/2730 — wird 
mit der Maßgabe, daß 

1. Artikel 1 § 6a Abs. 1 die folgende Fassung er- 
hält: 

„(1) Wird die Wirksamkeit der Währungs- 
und Konjunkturpolitik durch Geld- und Kapital- 
zuflüsse aus fremden Wirtschaftsgebieten derart 
beeinträchtigt, daß das gesamtwirtschaftliche 
Gleichgewicht gefährdet ist, so kann durch 
Rechtsverordnung vorgeschrieben werden, daß 
Gebietsansässige einen bestimmten Vomhun- 
dertsatz der Verbindlichkeiten aus den von 
ihnen unmittelbar oder mittelbar bei Gebiets- 
fremden aufgenommenen Darlehen oder sonsti- 
gen Krediten während eines bestimmten Zeit- 
raums zinslos auf einem Konto bei der Deutschen 


Bundesbank in Deutscher Mark zu halten haben 
(Depotpflicht). Als Kredite im Sinne von Satz 1 
gelten alle Rechtsgeschäfte und Handlungen, die 
wirtschaftlich eine Kreditaufnahme darstellen. 
Zweigniederlassungen und Betriebsstätten ge- 
bietsfremder Unternehmen im Wirtschaftsgebiet 
werden im Verhältnis zum Unternehmen und zu 
anderen Zweigniederlassungen und Betriebsstät- 
ten des Unternehmens im Rahmen der Depot- 
pflicht als rechtlich selbständig behandelt.", 

2. Artikel 3 die folgende Fassung erhält: 

„Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1972 in 
Kraft.", 

im übrigen unverändert nach der Vorlage angenom- 
men. 


Bonn, den 8. Dezember 1971 


Der Ausschuß für Wirtschaft 

Kienbaum Dr. Sprung 

Vorsitzender Berichterstatter 
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